
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Stadt Wetzlar, Gemarkung Niedergirmes 
 

Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 
 

2. Änderung  
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 1 BauGB sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 1 BauGB eingegangenen Stellung-
nahmen mit Hinweisen und Anregungen (Frist bis zum 12.04.2019). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wetzlar und Linden, den 23.09.2019 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 1 BauGB 
 
Stellungnahmen mit Anregungen 

Deutsche Telekom Technik GmbH (08.04.2019) 
enwag Energie- und Wassergesellschaft mbH (13.03.2019) 
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg (11.04.2019) 
Industrie- und Handelskammer Lahn-Dill (11.04.2019) 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Wasser- und Bodenschutz (12.04.2019) 
Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie (12.04.2019) 
Regierungspräsidium Gießen, Dez. 31 (18.04.2019) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (28.03.2019) 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Koblenz (01.04.2019) 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen 

Amt für Bodenmanagement Marburg (01.04.2019) 
Avacon Netz GmbH (12.03.2019) 
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien (08.04.2019) 
EnergieNetz Mitte GmbH (12.03.2019) 
Gemeindevorstand der Gemeinde Schöffengrund (28.03.2019) 
Handwerkskammer Wiesbaden (14.03.2019) 
Hessen-Forst, Forstamt Wetzlar (12.03.2019) 
Kreishandwerkerschaft Lahn-Dill (19.03.2019) 
Landesbetrieb Bau- und Immobilien Hessen (11.03.2019) 
Landesverband der jüdischen Gemeinden in Hessen (25.03.2019) 
Landrat des Lahn-Dill-Kreises, Kommunal- und Finanzaufsicht (03.04.2019) 
Magistrat der Stadt Aßlar (12.03.2019) 
Magistrat der Stadt Gießen (13.03.2019) 
Magistrat der Stadt Solms (05.04.2019) 
PLEdoc GmbH (22.03.2019) 
RMV Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (14.03.2019) 
TenneT TSO GmbH (11.03.2019) 
Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG (10.04.2019) 
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (19.03.2019) 
 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 1 BauGB 
 
Baumeister Rechtsanwälte, Königsstraße 51-53, 48143 Münster, Herr RA Schäper-

klaus in Vertretung der Herren Ferat und Selahattin Pamukci, geschäftsansässig 
Spinnereistraße 6, 35576 Wetzlar (07.06.2019) 
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Deutsche Telekom Technik GmbH (08.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung 
bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 

1. 

2. 
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Anlage zum Schreiben Telekom Technik GmbH 
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enwag Energie- und Wassergesellschaft mbH (13.03.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung 
bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg (11.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

1. 

2. 
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Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; der Anregung wurde zum 
Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung entsprochen. 
 
Der Verlauf der straßenrechtliche Bauverbotszone und der daran anschließenden 
Baubeschränkungszone war bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes in der Plan-
zeichnung nachrichtlich dargestellt. Zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Of-
fenlegung wurde als Bezugslinie der plangebietsseitige Fahrbahnrand der Rampe 
zur Bundesstraße B 49 zugrunde gelegt.  
 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf, da in den Planunterlagen bereits entsprechende Hinweise auf die 
einschlägigen straßenrechtlichen Regelungen enthalten sind und der Verlauf der 
Baugrenzen mit Ausnahme eines kleinen Teilbereiches der Bestandsbebauung 
Bahnhofstraße 24 A bis D hinter dem Verlauf der Bauverbotszone zurückbleibt. 
 
 
Zu 5 und 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur weitergehenden Berücksichtigung durch den Bauherrn 
bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
Zu 7 bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
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Industrie- und Handelskammer Lahn-Dill (11.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Ausführungen und Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung 
zur vorliegenden Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2 bis 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Nach dem Erwerb des Lahnhof-Areals wurden vom neuen Eigentümer in Abstim-
mung mit den städtischen Ämtern verschiedene städtebauliche Konzeptionen erar-
beitet. Aus diesem gemeinsamen Abstimmungs- und Planungsprozess ist aus der 
erarbeiteten Vorzugsvariante ein konkreter städtebaulicher Entwurf entstanden, der 
die bisherigen Vorstellungen und Ziele zur weiteren Entwicklung des Lahnhof-Areals 
aufgreift und architektonisch sowie in Verbindung mit einer zugehörigen Freiraum-
planung weiterentwickelt und konkretisiert. 

1. 

2. 
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Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes sollen die bauplanungsrechtlichen Vo-
raussetzungen nicht nur für die Umsetzung des geplanten Vorhabens, sondern für 
eine zeitgemäße städtebauliche Entwicklung im Bereich des Lahnhof-Areals zwi-
schen der Bahnhofstraße im Westen sowie dem Verlauf des Lahnuferweges und 
dem Gewässerverlauf der Lahn im Osten geschaffen werden. Hierdurch wird ein 
weiterer wesentlicher Beitrag zur baulichen Innenentwicklung und Nachverdichtung 
auf Flächen mit einer hohen stadtentwicklungspolitischen Bedeutung geleistet. 
 
Der Bebauungsplan setzt dabei entsprechend den bisherigen Festsetzungen der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 402 von 2013 entlang der Bahnhofstraße auch 
künftig Kerngebiet gemäß § 7 BauNVO fest. Kerngebiete dienen gemäß § 7 Abs. 1 
BauNVO vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentralen 
Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur. Zwar wird für den Be-
reich des Lahnhof-Areals ein Urbanes Gebiet gemäß § 6a BauNVO festgesetzt, die 
bestehende Bebauung und Einzelhandelsnutzung entlang der Bahnhofstraße wird 
jedoch bauplanungsrechtlich über die Festsetzung als Kerngebiet auch künftig gesi-
chert. Mithin wird der im Bereich des Plangebietes etablierte Einzelhandel nicht ver-
drängt, sondern im Wesentlichen an der Bahnhofstraße konzentriert. Im Übrigen 
schließt der Bebauungsplan die gemäß § 6a Abs. 2 Nr. 3 BauNVO im Urbanen Ge-
biet allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe nicht aus. Ferner wird darauf hin-
gewiesen, dass für den Bereich des Lahnhof-Areals über die bisherige Festsetzung 
als Mischgebiet grundsätzlich keine darüber hinaus gehende bauplanungsrechtliche 
Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben bestand, zumal der Katalog zulässiger 
Nutzungen im Mischgebiet im Wesentlichen den auch im Mischgebiet zulässigen 
Nutzungen entspricht. Im Zuge der vorliegenden Planung wird nur im Sinne einer 
Feinsteuerung der zulässigen Nutzungen die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten 
und sonstigen einschlägigen Nutzungen eingeschränkt bzw. ausgeschlossen.  
 
Die angesprochene textliche Festsetzung zum Ausschluss von allen Arten von Ein-
richtungen und Betrieben, die auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes 
und auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, 
stellt bewusst nicht auf eine Verbindung zwischen Verkauf einerseits und einschlägi-
ger Darbietungen oder Handlungen ab, sondern umfasst beide Nutzungen jeweils 
auch für sich genommen. Angesichts der in den Planunterlagen umfassend darge-
stellten städtebaulichen Ziele zur Entwicklung und Aufwertung des Bahnhofsquar-
tiers wird nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB an der Festsetzung 
mit der getroffenen Formulierung festgehalten. 

3. 

4. 

5. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Wasser- und Bodenschutz (12.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf, da der Verlauf des gesetzlichen Gewässerrandstreifens bereits 
zum Entwurf des Bebauungsplanes nachrichtlich in die Planzeichnung aufgenom-
men wurde und in den Planunterlagen bereits entsprechende Hinweise auf die ein-
schlägigen wasserrechtlichen Regelungen enthalten sind. Im Übrigen wird der räum-
liche Geltungsbereich nur randlich knapp vom Verlauf des gesetzlichen Gewässer-
randstreifens tangiert. Der Bebauungsplan setzt in diesem Bereich Verkehrsflächen 
mit der besonderen Zweckbestimmung „Rad- und Fußweg mit Aufenthaltsflächen“ 
fest. 
 
Zu 3 und 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen 
wurde zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung entsprochen. 
 
Da seitens der zuständigen Oberen und Unteren Wasserbehörde im Rahmen der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Entwurf 
des Bebauungsplanes aus Sicht des Hochwasserschutzes Bedenken gegen die 
vorgesehene Bauleitplanung geäußert wurden, wurden im Rahmen eines gemein-
samen Abstimmungstermins am 06.05.2019 mit Vertretern der Oberen Wasserbe-
hörde, des Dezernates Bauleitplanung des Regierungspräsidiums Gießen, des Am-
tes für Stadtentwicklung der Stadt Wetzlar und dem beauftragten Planungsbüro die 
wasserrechtlichen Vorgaben und Anforderungen zum Hochwasserschutz in der 
Bauleitplanung und die Möglichkeiten zum weiteren Vorgehen erörtert.  

1. 

2. 

3. 
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Als Ergebnis der Abstimmung wurden die hochwasserschutzbezogenen Festsetzun-
gen der 1. Änderung des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 402 von 2013 in die 
2. Änderung des Bebauungsplanes übernommen. Dies betrifft die zeichnerische 
Festsetzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und die bislang in 
Form von differenzierten sog. Bauverbots- und Baubeschränkungszonen im Bebau-
ungsplan von 2013 enthalten waren, einschließlich der textlichen Festsetzung von 
entsprechenden Vorgaben zur (Un-)Zulässigkeit von baulichen Anlagen in diesen 
Bereichen. Die Festsetzungen wurden redaktionell an die konkrete Planung ange-
passt und inhaltlich mit der Oberen Wasserbehörde abgestimmt. Zur Berücksichti-
gung der wasserrechtlichen Anforderungen des § 78 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
sowie zur Ermittlung der konkreten Vorgaben an das geplante Bauvorhaben und der 
Formulierung der Festsetzungen im Bebauungsplan wurde vom Bauherrn zudem die 
Erstellung eines hydraulischen Gutachtens beauftragt, dessen Ergebnisse nunmehr 
in der Bauleitplanung berücksichtigt werden. Aufgrund der erforderlichen Änderun-
gen und Ergänzungen des Bebauungsplan-Entwurfes erfolgte daraufhin eine weitere 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange. Das hydraulische Gutachten wurde ebenfalls mit der Oberen Wasserbe-
hörde abgestimmt und war als Anlage zur Begründung zum Bebauungsplan Gegen-
stand der Entwurfsoffenlegung.  
 
Zur Berücksichtigung der einschlägigen wasserrechtlichen Regelungen bereits auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden im Bebauungsplan vor diesem Hin-
tergrund gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB Flächen, die von der Bebauung freizuhal-
ten sind, festgesetzt und für die zeichnerisch festgesetzten Flächen ergänzende 
textliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von Gebäuden und sonstigen bauliche 
Anlagen und Maßnahmen innerhalb dieser Flächen getroffen. Die Festsetzungen 
erfolgen in Anlehnung an die bereits im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 402 von 2013 diesbezüglich getroffenen Festsetzungen differenzierter 
Bauverbots- und Baubeschränkungszonen zum Hochwasserschutz. Hierbei wurden 
jedoch entgegen den bisherigen Festsetzungen jeweils ausgehend von der Grund-
stücksgrenze der Gewässerparzelle keine einheitlichen Tiefen der einzelnen Flächen 
von 10,0 m und anschließend nochmals 5,0 m für die Bauverbotszone sowie von 
weiteren 15,0 m für die weiter anschließende Baubeschränkungszone vorgesehen, 
sondern die Flächen auf die Teilbereiche des Plangebietes bezogen, die innerhalb 
des Überschwemmungsgebietes Lahn (HQ 100) liegen.  
 

5. 

4. 

6. 

7. 

8. 
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Hierbei ist beachtlich, dass aufgrund von Abriss und Neuerrichtung von Gebäuden in 
den letzten Jahren im Bereich der Inselstraße dort der Verlauf der amtlich festgesetz-
ten Überschwemmungsgebietsgrenze nicht mehr als gültig anzusehen ist. Im Rah-
men des von der Fugro Germany Land GmbH erstellten Gutachtens „Hydraulischer 
Nachweis der Auswirkungen eines Bauvorhabens im Überschwemmungsgebiet der 
Lahn Bereich Lahnhof Wetzlar“ vom 05.07.2019 mit hydraulischen Berechnungen 
sowie einer Einzelfallprüfung der Ergebnisse entsprechend § 78 WHG wurde unter 
anderem der tatsächliche Verlauf des Überschwemmungsgebietes ermittelt, der zwar 
im Wesentlichen dem Verlauf des amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebietes 
folgt, aber im Nordosten des Plangebietes dahinter zurückbleibt. Als Grundlage für 
die Festsetzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, wird daher die 
gutachterlich ermittelte, tatsächliche Grenze des Überschwemmungsgebietes (HQ 
100) zugrunde gelegt. Mit dem vorgenannten Gutachten wurde darüber hinaus der 
Nachweis der Unschädlichkeit des konkret geplanten Bauvorhabens im Bereich des 
ehemaligen Lahnhofes nach den Maßgaben des § 78 WHG geführt. 
 
Insgesamt gehen im Zuge der geplanten Bauausführung rd. 643 m3 an Retentions-
raum verloren. Dieses Volumen ist zur Erreichung der Unschädlichkeit des geplanten 
Bauvorhabens auszugleichen. Durch die unmittelbar an der geplanten Bebauung 
vorgesehene Abgrabung kann jedoch ein Zuwachs an Retentionsvolumen von rd. 
722 m3 geschaffen werden. Damit wird der Ausgleich des Verlustes an Retentions-
raum mit rd. 80 m3 Überhang erreicht. Eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit 
sowie erhebliche Sachschäden sind durch die geplante Baumaßnahme nicht zu 
befürchten, da die eintretenden Veränderungen vor Ort praktisch nicht wahrnehmbar 
sind. Damit kann auch festgestellt werden, dass weitere Anlieger weder stromober-
halb noch stromunterhalb des Lahnhofes in keiner Weise beeinträchtigt werden. 
 
Als Ergebnis der diesbezüglichen Abstimmungen mit der Oberen Wasserbehörde 
und der im Bebauungsplan auf der Grundlage des erstellten Fachgutachtens nun-
mehr getroffenen Festsetzungen zum Hochwasserschutz kann den Belangen des 
Hochwasserschutzes in der Bauleitplanung hinreichend Rechnung getragen werden. 
Im Übrigen bedarf es zur Umsetzung des geplanten Vorhabens im Überschwem-
mungsgebiet einer wasserrechtlichen Genehmigung nach § 78 Abs. 5 WHG, sodass 
neben der bauplanungsrechtlichen Sicherung der hochwasserschutzbezogenen 
Anforderungen und Vorgaben auch auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten 
Genehmigungsebene weitergehende Vorgaben und Anforderungen berücksichtigt 
und umgesetzt werden können. 

9. 

10. 
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Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wurde zum 
Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung entsprochen. 
 
Bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung wurde ein entspre-
chender Hinweis in die Planunterlagen aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Zu 7: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 8 und 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wur-
de zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung entsprochen. 
 
Bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung wurden diesbezügli-
che Ausführungen in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Zwi-
schenzeitlich wurde das Ingenieurbüro Zick-Hessler seitens des Bauherrn mit der 
vertieften Vorprüfung der entwässerungstechnischen Rahmenbedingungen und 
Anforderungen beauftragt; die Ergebnisse dieser Vorplanung werden in die Begrün-
dung zum Bebauungsplan aufgenommen; die Erschließung i.S.d. § 30 Abs. 1 BauGB 
kann demnach als gesichert gelten. Die Einzelheiten werden darüber hinaus im 
Rahmen der weiteren Planung des Vorhabens und der Erschließung festgelegt. 
 
Zu 10: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wurde 
zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung entsprochen. 
 
Bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung wurden weiterge-
hende Ausführungen zum vorsorgenden Bodenschutz in den Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrag zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag 
verwiesen, im Rahmen dessen die im Zuge der vorliegenden Planung berühren 
Belange von Natur und Landschaft hinreichend dargestellt werden. Die Ausführun-
gen in Kapitel 1.7 der Begründung zum Bebauungsplan stellen demgegenüber im 
Wesentlichen zunächst nur auf die Begründung der Planung vor dem Hintergrund 
des § 1 Abs. 5 BauGB und der sog. Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 Satz 4 
BauGB ab. 

11. 

12. 
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Zu 11: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung wurden unter Be-
rücksichtigung der im Beteiligungsverfahren vom zuständigen Dezernat 41.4 des 
Regierungspräsidiums Gießen und dem Umweltamt der Stadt Wetzlar zur Verfügung 
gestellten Informationen entsprechende Ausführungen und Hinweise zum nachsor-
genden Bodenschutz in die Planunterlagen aufgenommen. Auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich kein weiterer Handlungs-
bedarf. 
 
Zu 12: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Verwiesen wird auf die vorgenannten Ausführungen und Beschlussempfehlungen. 
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Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie (12.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Pla-
nung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 
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Regierungspräsidium Gießen, Dez. 31 (18.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden 
Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

1. 
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Da seitens der zuständigen Oberen und Unteren Wasserbehörde im Rahmen der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Entwurf 
des Bebauungsplanes aus Sicht des Hochwasserschutzes Bedenken gegen die 
vorgesehene Bauleitplanung geäußert wurden, wurden im Rahmen eines gemein-
samen Abstimmungstermins am 06.05.2019 mit Vertretern der Oberen Wasserbe-
hörde, des Dezernates Bauleitplanung des Regierungspräsidiums Gießen, des Am-
tes für Stadtentwicklung der Stadt Wetzlar und dem beauftragten Planungsbüro die 
wasserrechtlichen Vorgaben und Anforderungen zum Hochwasserschutz in der 
Bauleitplanung und die Möglichkeiten zum weiteren Vorgehen erörtert. Als Ergebnis 
der Abstimmung wurden die hochwasserschutzbezogenen Festsetzungen der 1. 
Änderung des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 402 von 2013 in die 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes übernommen. Dies betrifft die zeichnerische Festsetzung 
von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und die bislang in Form von 
differenzierten sog. Bauverbots- und Baubeschränkungszonen im Bebauungsplan 
von 2013 enthalten waren, einschließlich der textlichen Festsetzung von entspre-
chenden Vorgaben zur (Un-)Zulässigkeit von baulichen Anlagen in diesen Bereichen. 
Die Festsetzungen wurden redaktionell an die konkrete Planung angepasst und 
inhaltlich mit der Oberen Wasserbehörde abgestimmt. Zur Berücksichtigung der 
wasserrechtlichen Anforderungen des § 78 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie 
zur Ermittlung der konkreten Vorgaben an das geplante Bauvorhaben und der For-
mulierung der Festsetzungen im Bebauungsplan wurde vom Bauherrn zudem die 
Erstellung eines hydraulischen Gutachtens beauftragt, dessen Ergebnisse nunmehr 
in der Bauleitplanung berücksichtigt werden. Aufgrund der erforderlichen Änderun-
gen und Ergänzungen des Bebauungsplan-Entwurfes erfolgte daraufhin eine weitere 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange. Das hydraulische Gutachten wurde ebenfalls mit der Oberen Wasserbe-
hörde abgestimmt und war als Anlage zur Begründung zum Bebauungsplan Gegen-
stand der Entwurfsoffenlegung.  
 
Zur Berücksichtigung der einschlägigen wasserrechtlichen Regelungen bereits auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden im Bebauungsplan vor diesem Hin-
tergrund gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB Flächen, die von der Bebauung freizuhal-
ten sind, festgesetzt und für die zeichnerisch festgesetzten Flächen ergänzende 
textliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von Gebäuden und sonstigen bauliche 
Anlagen und Maßnahmen innerhalb dieser Flächen getroffen.  

2. 

3. 

4. 
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Die Festsetzungen erfolgen in Anlehnung an die bereits im Rahmen der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 402 von 2013 diesbezüglich getroffenen Festsetzungen 
differenzierter Bauverbots- und Baubeschränkungszonen zum Hochwasserschutz. 
Hierbei wurden jedoch entgegen den bisherigen Festsetzungen jeweils ausgehend 
von der Grundstücksgrenze der Gewässerparzelle keine einheitlichen Tiefen der 
einzelnen Flächen von 10,0 m und anschließend nochmals 5,0 m für die Bauver-
botszone sowie von weiteren 15,0 m für die weiter anschließende Baubeschrän-
kungszone vorgesehen, sondern die Flächen auf die Teilbereiche des Plangebietes 
bezogen, die innerhalb des Überschwemmungsgebietes Lahn (HQ 100) liegen. 
 
Als Ergebnis der diesbezüglichen Abstimmungen mit der Oberen Wasserbehörde 
und der im Bebauungsplan auf der Grundlage des erstellten Fachgutachtens nun-
mehr getroffenen Festsetzungen zum Hochwasserschutz kann den Belangen des 
Hochwasserschutzes in der Bauleitplanung hinreichend Rechnung getragen werden. 
Im Übrigen bedarf es zur Umsetzung des geplanten Vorhabens im Überschwem-
mungsgebiet einer wasserrechtlichen Genehmigung nach § 78 Abs. 5 WHG, sodass 
neben der bauplanungsrechtlichen Sicherung der hochwasserschutzbezogenen 
Anforderungen und Vorgaben auch auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten 
Genehmigungsebene weitergehende Vorgaben und Anforderungen berücksichtigt 
und umgesetzt werden können. 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wurde 
zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung entsprochen. 
 
Da seitens der zuständigen Oberen und Unteren Wasserbehörde im Rahmen der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Entwurf 
des Bebauungsplanes aus Sicht des Hochwasserschutzes Bedenken gegen die 
vorgesehene Bauleitplanung geäußert wurden, wurden im Rahmen eines gemein-
samen Abstimmungstermins am 06.05.2019 mit Vertretern der Oberen Wasserbe-
hörde, des Dezernates Bauleitplanung des Regierungspräsidiums Gießen, des Am-
tes für Stadtentwicklung der Stadt Wetzlar und dem beauftragten Planungsbüro die 
wasserrechtlichen Vorgaben und Anforderungen zum Hochwasserschutz in der 
Bauleitplanung und die Möglichkeiten zum weiteren Vorgehen erörtert.  
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Als Ergebnis der Abstimmung wurden die hochwasserschutzbezogenen Festsetzun-
gen der 1. Änderung des rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 402 von 2013 in die 
2. Änderung des Bebauungsplanes übernommen. Dies betrifft die zeichnerische 
Festsetzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und die bislang in 
Form von differenzierten sog. Bauverbots- und Baubeschränkungszonen im Bebau-
ungsplan von 2013 enthalten waren, einschließlich der textlichen Festsetzung von 
entsprechenden Vorgaben zur (Un-)Zulässigkeit von baulichen Anlagen in diesen 
Bereichen. Die Festsetzungen wurden redaktionell an die konkrete Planung ange-
passt und inhaltlich mit der Oberen Wasserbehörde abgestimmt. Zur Berücksichti-
gung der wasserrechtlichen Anforderungen des § 78 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
sowie zur Ermittlung der konkreten Vorgaben an das geplante Bauvorhaben und der 
Formulierung der Festsetzungen im Bebauungsplan wurde vom Bauherrn zudem die 
Erstellung eines hydraulischen Gutachtens beauftragt, dessen Ergebnisse nunmehr 
in der Bauleitplanung berücksichtigt werden. Aufgrund der erforderlichen Änderun-
gen und Ergänzungen des Bebauungsplan-Entwurfes erfolgte daraufhin eine weitere 
Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange. Das hydraulische Gutachten wurde ebenfalls mit der Oberen Wasserbe-
hörde abgestimmt und war als Anlage zur Begründung zum Bebauungsplan Gegen-
stand der Entwurfsoffenlegung.  
 
Zur Berücksichtigung der einschlägigen wasserrechtlichen Regelungen bereits auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden im Bebauungsplan vor diesem Hin-
tergrund gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB Flächen, die von der Bebauung freizuhal-
ten sind, festgesetzt und für die zeichnerisch festgesetzten Flächen ergänzende 
textliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von Gebäuden und sonstigen bauliche 
Anlagen und Maßnahmen innerhalb dieser Flächen getroffen. Die Festsetzungen 
erfolgen in Anlehnung an die bereits im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 402 von 2013 diesbezüglich getroffenen Festsetzungen differenzierter 
Bauverbots- und Baubeschränkungszonen zum Hochwasserschutz. Hierbei wurden 
jedoch entgegen den bisherigen Festsetzungen jeweils ausgehend von der Grund-
stücksgrenze der Gewässerparzelle keine einheitlichen Tiefen der einzelnen Flächen 
von 10,0 m und anschließend nochmals 5,0 m für die Bauverbotszone sowie von 
weiteren 15,0 m für die weiter anschließende Baubeschränkungszone vorgesehen, 
sondern die Flächen auf die Teilbereiche des Plangebietes bezogen, die innerhalb 
des Überschwemmungsgebietes Lahn (HQ 100) liegen. 
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 Hierbei ist beachtlich, dass aufgrund von Abriss und Neuerrichtung von Gebäuden in 
den letzten Jahren im Bereich der Inselstraße dort der Verlauf der amtlich festgesetz-
ten Überschwemmungsgebietsgrenze nicht mehr als gültig anzusehen ist. Im Rah-
men des von der Fugro Germany Land GmbH erstellten Gutachtens „Hydraulischer 
Nachweis der Auswirkungen eines Bauvorhabens im Überschwemmungsgebiet der 
Lahn Bereich Lahnhof Wetzlar“ vom 05.07.2019 mit hydraulischen Berechnungen 
sowie einer Einzelfallprüfung der Ergebnisse entsprechend § 78 WHG wurde unter 
anderem der tatsächliche Verlauf des Überschwemmungsgebietes ermittelt, der zwar 
im Wesentlichen dem Verlauf des amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebietes 
folgt, aber im Nordosten des Plangebietes dahinter zurückbleibt. Als Grundlage für 
die Festsetzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, wird daher die 
gutachterlich ermittelte, tatsächliche Grenze des Überschwemmungsgebietes (HQ 
100) zugrunde gelegt. Mit dem vorgenannten Gutachten wurde darüber hinaus der 
Nachweis der Unschädlichkeit des konkret geplanten Bauvorhabens im Bereich des 
ehemaligen Lahnhofes nach den Maßgaben des § 78 WHG geführt. 
 
Insgesamt gehen im Zuge der geplanten Bauausführung rd. 643 m3 an Retentions-
raum verloren. Dieses Volumen ist zur Erreichung der Unschädlichkeit des geplanten 
Bauvorhabens auszugleichen. Durch die unmittelbar an der geplanten Bebauung 
vorgesehene Abgrabung kann jedoch ein Zuwachs an Retentionsvolumen von rd. 
722 m3 geschaffen werden. Damit wird der Ausgleich des Verlustes an Retentions-
raum mit rd. 80 m3 Überhang erreicht. Eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit 
sowie erhebliche Sachschäden sind durch die geplante Baumaßnahme nicht zu 
befürchten, da die eintretenden Veränderungen vor Ort praktisch nicht wahrnehmbar 
sind. Damit kann auch festgestellt werden, dass weitere Anlieger weder stromober-
halb noch stromunterhalb des Lahnhofes in keiner Weise beeinträchtigt werden. 
 
Als Ergebnis der diesbezüglichen Abstimmungen mit der Oberen Wasserbehörde 
und der im Bebauungsplan auf der Grundlage des erstellten Fachgutachtens nun-
mehr getroffenen Festsetzungen zum Hochwasserschutz kann den Belangen des 
Hochwasserschutzes in der Bauleitplanung hinreichend Rechnung getragen werden. 
Im Übrigen bedarf es zur Umsetzung des geplanten Vorhabens im Überschwem-
mungsgebiet einer wasserrechtlichen Genehmigung nach § 78 Abs. 5 WHG, sodass 
neben der bauplanungsrechtlichen Sicherung der hochwasserschutzbezogenen 
Anforderungen und Vorgaben auch auf der dem Bebauungsplan nachgelagerten 
Genehmigungsebene weitergehende Vorgaben und Anforderungen berücksichtigt 
und umgesetzt werden können. 
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Zu 5: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Pla-
nung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 6 und 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Bereits zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung wurden unter Be-
rücksichtigung der im Beteiligungsverfahren vom Kreisausschuss des Lahn-Dill-
Kreises, Wasser- und Bodenschutz, und dem Umweltamt der Stadt Wetzlar zur Ver-
fügung gestellten Informationen entsprechende Ausführungen und Hinweise zum 
nachsorgenden Bodenschutz in die Planunterlagen aufgenommen. Auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. 

6. 
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7. 



 

Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ – 2. Änderung    Seite 24 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 8: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Pla-
nung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 9: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden 
Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 10: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich 
kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 11: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Das Planzeichen für die vorgesehene Schallschutzwand zum nördlich gelegenen 
Nachbargrundstück ist als umgrenzte „Flächen für besondere Anlagen und Vorkeh-
rungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes“ bereits in der Zeichenerklärung enthalten. An der Formu-
lierung der getroffenen Festsetzung wird im Übrigen festgehalten. 

8. 

9. 

10. 

11. 
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Angesichts der bestehenden Vorbelastung und der Lage des Plangebietes im Innen-
bereich, der angestrebten städtebaulichen Neuordnung, die mit einer Aufwertung des 
gesamten Bahnhofquartiers einhergehen soll sowie der Wertung des Gesetz- und 
Verordnungsgebers zur verstärkten Umsetzung von baulichen Maßnahmen zur In-
nenentwicklung, wird der Schallschutz gegenüber Straßenverkehrslärmeinträgen 
vorliegend im Hinblick auf die Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 
zurückgestellt. Demgegenüber wird den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung, der 
Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau vorhandener 
Ortsteile sowie der Erhaltung und Entwicklung des zentralen Versorgungsbereiches 
entlang der Bahnhofstraße entsprechend den Ergebnissen des Innenstadtentwick-
lungskonzeptes und des Rahmenplanes Bahnhofstraße in der planerischen Abwä-
gung der Vorzug gegeben. Ein hinreichender Ausgleich der sich gegenüberstehen-
den Belange erfolgt jedoch über die im Bebauungsplan festgesetzten Vorgaben zum 
passiven Schallschutz vor Verkehrslärmeinträgen. 
 
Ausgehend von den schalltechnischen Berechnungen treten in Höhe der benachbar-
ten privaten Parkplatzfläche, d.h. im Einflussbereich der hier gelegenen Diskothek, 
zudem gewerbliche Geräuschimmissionen in Höhe der Fassaden der im Plangebiet 
vorgesehenen Bebauung von etwa 53 dB(A) innerhalb der sog. lautesten Nachtstun-
de auf. Zur Reduzierung der Geräuschbelastung werden daher im Urbanen Gebiet 
aktive Schallschutzmaßnahmen (Schallschutzwand) und ergänzend städtebauliche 
Schallschutzmaßnahmen vorgesehen, sodass unabhängig von den bauplanungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen bezogen auf die gewerblichen Geräuscheinwirkun-
gen keine immissionsschutzrechtliche Konfliktsituation entsteht.  
 
 
Zu 12: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Angesichts der bestehenden Vorbelastung und der Lage des Plangebietes im Innen-
bereich, der angestrebten städtebaulichen Neuordnung, die mit einer Aufwertung des 
gesamten Bahnhofquartiers einhergehen soll sowie der Wertung des Gesetz- und 
Verordnungsgebers zur verstärkten Umsetzung von baulichen Maßnahmen zur In-
nenentwicklung, wird der Schallschutz gegenüber Straßenverkehrslärmeinträgen 
vorliegend im Hinblick auf die Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 
zurückgestellt.  
 

12. 

13. 

14. 

15. 



 

Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ – 2. Änderung    Seite 26 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Demgegenüber wird den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung, der Erhaltung, Erneu-
erung, Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau vorhandener Ortsteile sowie 
der Erhaltung und Entwicklung des zentralen Versorgungsbereiches entlang der 
Bahnhofstraße entsprechend den Ergebnissen des Innenstadtentwicklungskonzep-
tes und des Rahmenplanes Bahnhofstraße in der planerischen Abwägung der Vor-
zug gegeben. Ein hinreichender Ausgleich der sich gegenüberstehenden Belange 
erfolgt jedoch über die im Bebauungsplan festgesetzten Vorgaben zum passiven 
Schallschutz vor Verkehrslärmeinträgen. 
 
 
Zu 13: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich 
kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
Zu 14: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden 
Planung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 15: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Zu 16: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
Zu 17: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden im Rahmen des Aufstellungsverfahrens entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben und städtebaurechtlichen Anforderungen berücksichtigt. Zu 
Punkt Nr. 2 wird ein entsprechender Hinweis in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 

16. 

17. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (28.03.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur weitergehenden Berücksichtigung bereits zum Entwurf des 
Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Planunterlagen zum Bebauungsplan 
aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus 
grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 

1. 
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Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur weitergehenden Berücksichtigung bereits zum Entwurf des 
Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Planunterlagen zum Bebauungsplan 
aufgenommen. Die Lage der beiden bekannten Verdachtspunkte wurde ebenfalls 
bereits nachrichtlich in die Planzeichnung zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus grundsätzlich kein 
weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

2. 

3. 

4. 
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Anlage zum Schreiben Kampfmittelräumdienst 
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Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Koblenz (01.04.2019) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird im 
Ergebnis entsprochen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes 
bleibt in Richtung der Lahn geringfügig hinter der südöstlichen Grenze des räumli-
chen Geltungsbereiches der rechtswirksamen 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 402 von 2013 zurück. Während sich das Flurstück 155/6 in privatem Eigentum 
des Vorhabenträgers befindet, schließt sich hieran zunächst die an die Stadt Wetzlar 
verpachtete bundeseigene Wegeparzelle des Lahnuferweges an, bevor sich mit dem 
Flurstück 155/7 wiederum ein schmaler Streifen im Uferbereich der Lahn zwischen 
Wegeparzelle und Grundstücksgrenze der Gewässerparzelle in privatem Eigentum 
befindet. Die Gewässerparzelle der Lahn umfasst wiederum bundeseigene Flächen 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung. Der tatsächliche derzeitige Verlauf des 
Lahnuferweges folgt zudem nicht exakt den Grundstücksgrenzen der Wegeparzelle. 
Da im Zuge der vorliegenden Planung weder bundeseigene Flächen der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung überplant, noch Flächen im Bereich des derzeitigen Ver-
laufs des Lahnuferweges bauplanungsrechtlich gesichert werden sollen, die im Zuge 
einer künftigen Umgestaltung des Lahnuferweges sowie des Uferbereiches insge-
samt gegebenenfalls anderweitig hergestellt werden sollen, umfasst der Geltungsbe-
reich der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes abweichend vom Gel-
tungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes weder die bundeseigene und 
an die Stadt Wetzlar verpachtete Wegeparzelle des Lahnuferweges, noch das hieran 
anschließende Flurstück 155/7. Für diese Flächen gelten die bisherigen Festsetzun-
gen der 1. Änderung des Bebauungsplanes von 2013 fort. 



 

Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ – 2. Änderung    Seite 33 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die enwag wurde entsprechend am Aufstellungsverfahren beteiligt und hat diesbe-
züglich keine Bedenken gegen die vorliegende Planung geäußert. 
 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur weitergehenden Berücksichtigung im Rahmen der dem 
Bebauungsplan nachgelagerten Erschließungs- und Entwässerungsplanung bereits 
zum Entwurf des Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Begründung zum 
Bebauungsplan aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht 
darüber hinaus grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise wurden zur weitergehenden Berücksichtigung bereits zum Entwurf des 
Bebauungsplanes für die Offenlegung in die Begründung zum Bebauungsplan auf-
genommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus 
grundsätzlich kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Baumeister Rechtsanwälte, Königsstraße 51-53, 48143 Münster, Herr RA Schäper-
klaus in Vertretung der Herren Ferat und Selahattin Pamukci, geschäftsansässig 
Spinnereistraße 6, 35576 Wetzlar (07.06.2019) 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes sollen die bauplanungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Umsetzung des im Bereich des Lahnhof-Areals geplanten 
Vorhabens und somit für eine zeitgemäße städtebauliche Entwicklung im Bereich 
zwischen der Bahnhofstraße im Westen sowie dem Verlauf des Lahnuferweges und 
dem Gewässerverlauf der Lahn im Osten geschaffen werden. Hierdurch wird ein 
weiterer wesentlicher Beitrag zur baulichen Innenentwicklung und Nachverdichtung 
auf Flächen mit einer hohen stadtentwicklungspolitischen Bedeutung geleistet. Die 
bisherigen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen der 1. Änderung des Be-
bauungsplanes werden daher nach Maßgabe der städtebaulichen Erforderlichkeit an 
den Bestand und die Planung sowie an aktuelle gesetzliche Vorgaben und Anforde-
rungen angepasst. Das Planziel der 2. Änderung des Bebauungsplanes liegt dabei in 
der Ausweisung eines Urbanen Gebietes i.S.d. § 6a BauNVO und eines Kerngebie-
tes i.S.d. § 7 BauNVO sowie in der Sicherung der Freiflächen und der neu zu schaf-
fenden öffentlichen Bereiche in Verbindung der Bahnhofstraße mit der Lahn und dem 
Lahnuferweg (Radfernweg R7). Im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplanes wird 
die bisherige Festsetzung eines Kerngebietes entlang der Bahnhofstraße beibehal-
ten. Für den überwiegenden Bereich, der bislang als Mischgebiet festgesetzt ist, wird 
die Art der baulichen Nutzung hingegen in Urbanes Gebiet umgewidmet. Nach den 
städtebaulichen Zielsetzungen soll hierdurch die im Umfeld bereits vorhandene ge-
mischte Wohn- und Geschäftsnutzung in zentraler Lage aufgegriffen und baupla-
nungsrechtlich auch im Bereich des Plangebietes vorbereitet und gesichert werden. 
Die geplante Bebauung soll dabei durch nicht wesentlich störendes Gewerbe in den 
Gebäuden entlang des künftigen Aufenthaltsplatzes ergänzt werden.  
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Im Zuge der vorliegenden Bauleitplanung wird der bisherige Zulässigkeitsmaßstab 
innerhalb der Baugebiete grundsätzlich nicht verändert. Die im Urbanen Gebiet zu-
lässigen Nutzungen entsprechen nach der Baunutzungsverordnung im Wesentlichen 
den Nutzungen, die auch im bisherigen Mischgebiet zulässig waren. Durch die Um-
widmung der Art der baulichen Nutzung für das vorliegende Plangebiet von Misch-
gebiet in Urbanes Gebiet wird insofern auch die immissionsschutzrechtliche Beurtei-
lungssituation für die angrenzenden Mischgebietsflächen nicht nachteilig verändert, 
da für Urbane Gebiete keine strengeren Immissionsschutzanforderungen bestehen. 
Gleichwohl wurden gutachterlich die möglichen Auswirkungen aus diesem Bereich 
auf das Plangebiet hin untersucht. 
 
Ausgehend von den schalltechnischen Berechnungen treten in Höhe der benachbar-
ten privaten Parkplatzfläche, d.h. im Einflussbereich der hier gelegenen Diskothek, 
Geräuschimmissionen in Höhe der Fassaden der im Plangebiet vorgesehenen Be-
bauung von etwa 53 dB(A) innerhalb der sog. lautesten Nachtstunde auf. Zur Redu-
zierung der Geräuschbelastung werden daher im Urbanen Gebiet aktive Schall-
schutzmaßnahmen (Schallschutzwand) und ergänzend städtebauliche Schall-
schutzmaßnahmen vorgesehen, sodass unabhängig von den bauplanungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen bezogen auf die gewerblichen Geräuscheinwirkungen 
keine immissionsschutzrechtliche Konfliktsituation entsteht. Der Bebauungsplan setzt 
demnach fest, dass innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche mit 
der Bezeichnung LS1 zum Schutz vor gewerblichen Geräuschimmissionen eine 
geschlossene Lärmschutzanlage mit einer Höhe von mindestens 5,0 m über der 
Geländeoberkante zu errichten ist. Da hierdurch aktiv jedoch nur die unteren Ge-
schossebenen der geplanten Bebauung von Geräuscheinwirkungen abgeschirmt 
werden können, bedarf es für die weiteren Obergeschosse ergänzend baulich-
organisatorischer Maßnahmen. Der Bebauungsplan setzt daher fest, dass im Urba-
nen Gebiet zur Vermeidung von Richtwertüberschreitungen aufgrund von gewerbli-
chen Geräuschimmissionen an den dem Nachbargrundstück Gemarkung Niedergir-
mes, Flur 12, Flurstück 169/39 zugewandten Gebäudefassaden im Bereich der in der 
Planzeichnung gekennzeichneten Flächen mit der Bezeichnung LS2 Fenster von 
schutzbedürftigen Räumen nach DIN 4109 nur zulässig sind, wenn diese nicht zum 
Belüften der Räume erforderlich sind. Sollten dort dennoch Fenster zum Belüften der 
schutzbedürftigen Räume vorgesehen werden, sind diese durch bauliche Maßnah-
men an der Außenfassade zu schützen.  
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Insofern wird deutlich, dass im Rahmen der Aufstellung der 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 402 eine hinreichende Auseinandersetzung mit den immissions-
schutzrechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit Geräuscheinwirkun-
gen aus gewerblichem Anlagenlärm erfolgte und auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung zugleich mittels rechtsverbindlicher Festsetzungen Vorkehrungen getrof-
fen wurden, die eine Beeinträchtigung der angrenzenden gewerblichen Nutzungen 
ausschließen. 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Angesichts der bestehenden Vorbelastung und der Lage des Plangebietes im Innen-
bereich, der angestrebten städtebaulichen Neuordnung, die mit einer Aufwertung des 
gesamten Bahnhofquartiers einhergehen soll sowie der Wertung des Gesetz- und 
Verordnungsgebers zur verstärkten Umsetzung von baulichen Maßnahmen zur In-
nenentwicklung, wird der Schallschutz gegenüber Straßenverkehrslärmeinträgen 
vorliegend im Hinblick auf die Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 
zurückgestellt. Demgegenüber wird den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung, der 
Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau vorhandener 
Ortsteile sowie der Erhaltung und Entwicklung des zentralen Versorgungsbereiches 
entlang der Bahnhofstraße entsprechend den Ergebnissen des Innenstadtentwick-
lungskonzeptes und des Rahmenplanes Bahnhofstraße in der planerischen Abwä-
gung der Vorzug gegeben. Ein hinreichender Ausgleich der sich gegenüberstehen-
den Belange erfolgt jedoch über die im Bebauungsplan festgesetzten Vorgaben zum 
passiven Schallschutz vor Verkehrslärmeinträgen. 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Tabelle 7 der DIN 4109-1 enthält Anforderungen an die Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen in Abhängigkeit der zu schützenden Raumarten und der Fassaden-
belastung durch den „maßgeblichen Außenlärmpegel“ in der Definition der DIN 4109-
2. Bei der Berechnung des „maßgeblichen Außenlärmpegels“ werden die Geräu-
schimmissionen aus dem Straßenverkehr sowie gewerbliche Geräuschimmissionen 
etc. jedoch zusammengefasst. 
 
Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bereich des Plangebietes ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorrangge-
biet Siedlung Bestand festgelegt, sodass die Planung diesbezüglich gemäß § 1 Abs. 
4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst ist. Hinzu kommt die überlagern-
de Festlegung als Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen und im Bereich 
des amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebietes der Lahn auch die überla-
gernde Festlegung als Vorbehaltsgebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz. 
Ein Verstoß gegen das Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB ist insofern nicht 
erkennbar, zumal auch seitens der Oberen Landesplanungsbehörde beim Regie-
rungspräsidium Gießen in der im Rahmen der Entwurfsoffenlegung abgegebenen 
Stellungnahme darauf hingewiesen wird, dass die Planung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB 
an die Ziele der Raumordnung angepasst ist. 
 
Die der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes zugrunde liegende 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes ist seit dem 19.10.2013 rechtswirksam, sodass entgegen 
der vorgebrachten Auffassung für den Bereich des Plangebietes bereits bislang ein 
rechtswirksamer Bebauungsplan besteht, zumal dieser zwischenzeitlich weder for-
mal aufgehoben, noch gerichtlich für unwirksam erklärt wurde. Mithin handelt es 
nicht um die Ausweisung eines neuen Baugebietes i.S.d. § 78 Abs. 1 WHG, vielmehr 
sind die Regelungen des § 78 Abs. 4 und 5 WHG einschlägig. Dies wurde im Rah-
men des Aufstellungsverfahrens auch seitens der Oberen Wasserbehörde beim 
Regierungspräsidium Gießen bestätigt. Zur Berücksichtigung der einschlägigen 
wasserrechtlichen Regelungen werden zudem bereits auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung im Bebauungsplan entsprechende Festsetzungen getroffen. 
 
Zu 7: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die versehentlich falsche Bezeichnung des benachbarten und im Rahmen der ge-
wählten Festsetzung maßgeblichen Flurstückes wurde bereits zum Entwurf des 
Bebauungsplanes für die Offenlegung redaktionell angepasst.  
 
Zu 8: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht diesbezüglich jedoch kein weite-
rer Handlungsbedarf. Die eingetragene Grunddienstbarkeit bleibt im Zuge der Bau-
leitplanung unberührt. 
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